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Zusammenfassung

Der Klimawandel ist zu einem der wichtigsten Treiber von 
Migration geworden. Im Jahr 2021 gab es allein 21,6 Millio-
nen Binnenvertriebene aufgrund des Klimawandels. Progno-
sen gehen davon aus, dass der Klimawandel bis zum Jahr 
2050 zwischen 140 Millionen und 1,2 Milliarden Menschen 
zur Migration zwingen könnte. Klimabedingte Mobilität ist 
in den allermeisten Fällen eine Reaktion auf Not situationen, 
setzt die Migrant_innen großen Risiken aus und führt zu 
prekären Verhältnissen: »Klimaflüchtlinge« genießen keinen 
Flüchtlingsstatus und der Schutz ihrer elementaren Men-
schenrechte ist meist nicht gewährleistet. Denn viele Staa-
ten sind mit klimabedingter Migration überfordert oder ver-
folgen den Schutz der Betroffenen nicht mit der 
menschenrechtlich gebotenen Priorität. Dies gilt für die Bin-
nenmigration ebenso wie für die grenzüberschreitende Mig-
ration, und hier für Herkunfts- und Zielländer. Besonders 
prekär ist die Situation häufig für verletz liche Gruppen, 
etwa Frauen, Kinder, ältere Menschen und Menschen mit 
Behinderung.

Um das menschenrechtlich gebotene »Recht zu bleiben« so-
wie das Recht auf Mobilität in Würde zu gewährleisten, sind 
deutlich mehr Anstrengungen erforderlich – sowohl in der 
Klima- als auch in der Migrationspolitik. Besonderes Augen-
merk sollte dabei auf einer besseren Beteiligung betroffener 
beziehungsweise gefährdeter Bevölkerungsgruppen sowie 
auf vorausschauenden und präventiven Ansätze liegen. Da-
mit steigen die Chancen, die Resilienz der Betroffenen zu 
stärken, »Klimaflucht« zu vermeiden und klimabedingte 
Mobilität auf rechtlicher Grundlage wirksamer und nachhal-
tiger zu steuern.

Deutschland sollte einen politikfeldübergreifenden und 
kohärenten Ansatz zu klimabedingter Mobilität verfolgen. 
Dieser sollte rechtlich abgesichert, mit genügend finanziel-
len und personellen Ressourcen ausgestattet und wirkungs-
orientiert umgesetzt werden. Das bedeutet, dass mindes-
tens vier Politikfelder ihren jeweils spezifischen, aber gut 
aufeinander abgestimmten und menschenrechtskonformen 
Anteil erbringen müssen, damit Deutschland insgesamt 
einen fairen Beitrag leistet:

1 https://www.cmdplatform.org

2 https://www.fes.de/en/stiftung/international-work/articles-international-work/von-lokal-zu-global-stimmen-zu-klimawandel-und-migration

1. Internationale Klimapolitik: Aufstockung der Finanz-
mittel für Klimaschutz und -anpassung zur Vermeidung 
klimabedingter Vertreibung, spezielle Finanzierungspro-
gramme für klimabedingte Mobilität, Mittelaufstockung 
für den Fund for responding to Loss and Damage sowie 
dessen schnelle Operationalisierung mit einfachem und 
direktem Zugang sowie finanzielle Unterstützung der 
WIM Task Force on Displacement sowie das Santiago 
Network for Loss and Damage

2. Internationale Menschenrechtspolitik: Förderung von 
Beteiligungsrechten sowie von menschenrechtlichen und 
humanitären Initiativen zum Schutz der Menschen, die 
von klimabedingter Mobilität betroffen sind, inklusive 
des Auf- und Ausbaus von rechtebasierten migrations-
politischen Rahmenabkommen und Krisenreaktions-
kapazitäten auf nationaler, regionaler und multilateraler 
Ebene

3. Deutsche Flüchtlings- und Migrationspolitik: Einfüh-
rung eines Klima-Passes (für Menschen aus Inselstaaten, 
die aufgrund des Klimawandels ihr Territorium verlieren), 
einer Klima-Card (ein humanitäres temporäres Aufent-
haltsrecht für Kontingentflüchtlinge aufgrund von Klima-
katastrophen) sowie eines Klima-Arbeitsvisums (für 
Arbeitsmigrant_innen aus Ländern mit schweren Klima-
schäden nach dem Vorbild der Westbalkan-Regelung, ab-
gestimmt auf die Bedarfe des deutsches Arbeitsmarktes)

4. Deutsche Forschungs- und Entwicklungspolitik: For-
schungsförderung, Wissensvermittlung und Kapazitäts-
ausbau für ein besseres Verständnis der komplexen Zu-
sammenhänge zwischen Klimawandel, Mobilität und 
Menschenrechten in Herkunfts- wie Zielländern sowie 
Förderung der internationalen Forschungskooperation 
und der Arbeit von Expert_innen in den Herkunfts ländern

Dieser Policy Brief enthält sowohl den aktuellen Stand der 
deutschen und internationalen Fachdiskussion als auch Er-
fahrungen aus erster Hand: Diese basieren auf dem Projekt 
»Human Rights in the context of migration and climate 
crisis«, das die Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) 2023 in Zusam-
menarbeit mit der Climate, Migration & Displacement Plat-
form (CMDP)1 durchgeführt hat.2 

https://www.cmdplatform.org
https://www.fes.de/en/stiftung/international-work/articles-international-work/von-lokal-zu-global-stimmen-zu-klimawandel-und-migration
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1.  
Einleitung

Unfreiwillige Migration, ausgelöst durch den Klimawandel, 
ist kein neues Phänomen. Bereits beim gescheiterten Kli-
magipfel 2009 in Kopenhagen erklärte UN-Generalsekretär 
Antonio Guterres, damals noch Hoher Flüchtlingskommis-
sar der Vereinten Nationen, dass der Klimawandel künftig 
der Hauptfluchtgrund werden könnte (Jacob 2024). Im 
Global Risks Report, dem jährlichen Bericht des Weltwirt-
schaftsforums zu den großen Risiken der Welt, rangieren 
unfreiwillige Migration und der Klimawandel seit Jahren 
auf den vorderen Plätzen (World Economic Forum 2024). 
An Lösungen mangelt es aber weiterhin. Der Sachverstän-
digenrat für Integration und Migration fasst die Herausfor-
derung in seinem Jahresgutachten 2023 (SVR 2023) wie 
folgt zusammen: Der Klimawandel verstärkt bestehende 
Migrationstreiber und führt vor allem zu Binnenmigration 
und Migration in Nachbarländer. Klimabedingte Mobilität 
(climate mobility) wird daher weiter zunehmen, wobei ge-
naue Prognosen schwierig sind. Um unfreiwilliger Migra-
tion entgegenzuwirken, empfiehlt der Sachverständigenrat 
die Klimaanpassung zum Schutz des »Rechts zu bleiben« 
zu verbessern, zugleich aber auch geplante Umsiedlungen 
in die Klimaanpassungsstrategien aufzunehmen. Der Sach-
verständigenrat steht neuen Migrationsabkommen und 
globalen Vereinbarungen zur klimabedingten Mobilität 
skeptisch gegenüber und empfiehlt stattdessen regionale 
Lösungen und für Deutschland eine Erweiterung des migra-
tionspolitischen Instrumentariums.

Menschliche Mobilität im Kontext des Klimawandels ist 
vielfältig. Das Exekutivkomitee des Warsaw International 
Mechanism for Loss and Damage (WIM) der UNFCCC 
unterscheidet verschiedene Dimensionen klimabedingter 
Mobilität, die sich zum Teil überschneiden (siehe Box 1).

Für alle diese Dimensionen gilt grundsätzlich der gleiche 
Anspruch: Die Verwirklichung des Rechtes, in der Heimat 
zu bleiben, hat Priorität. Wenn dies nicht gewährleistet 
werden kann, muss Mobilität in Sicherheit, in Würde und 
auf freiwilliger Basis ermöglicht werden.

Folgerichtig konzentriert sich dieser Policy Brief auf men-
schenrechtsbasierte Handlungsoptionen für klimabedingte 
Mobilität. Weil bestehende Regelungen den wachsenden 
Herausforderungen nicht gerecht werden, zeigt er zudem 
Lösungsansätze auf.

Zunächst wird ein Überblick über den Zusammenhang zwi-
schen Klimawandel und Migration gegeben, bevor im zwei-
ten Schritt eine menschenrechtliche Einordnung erfolgt. 

Daran schließt sich eine kurze Analyse des Stellenwerts kli-
mabedingter Mobilität in der internationalen Klimapolitik 
an, gefolgt von Einschätzungen und Forderungen lokaler 
Expert_innen. Der Policy Brief schließt mit Empfehlungen 
an die deutsche Politik.

Dimensionen klimabedingter 
Mobilität
(abgewandelt nach WIM)

 → Erzwungene oder geplante Binnenmigration

 → Migration unter vulnerablen Bedingungen

 → grenzüberschreitende Migration mit und ohne Ge-
flüchteten-Status

 → Geflüchtete

 → Naturweidewirtschaft und Transhumanz

 → Arbeitsmigration

 → Diaspora

 → geplante dauerhafte Umsiedlung

 → durch Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnah-
men erzwungene Migration

 → und »trapped populations«, das heißt Menschen, die 
nicht migrieren können, obwohl dies aufgrund von 
Klimaveränderungen erforderlich wäre.

Diese Dimensionen werden in diesem Policy Brief in 
unterschiedlicher Tiefe beleuchtet.

Box 1
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2.  
Klimakrise als Migrationstreiber

Laut dem Weltklimarat IPCC (Inter-Governmental Panel on 
Climate Change 2022) leben etwa 3,3 Milliarden Menschen 
in Ländern mit hoher Gefährdung durch den Klima-
wandel – Tendenz steigend. Die am stärksten gefährdeten 
Regionen sind demnach Afrika, Südasien, Zentralamerika 
und Ozeanien. Gemäß IPCC ist ein zentrales Risiko, das 
sich daraus ergibt, die Zunahme klimabedingter Migration, 
die unterschiedliche Formen annehmen kann, wobei Bin-
nenvertreibung die häufigste ist.

Klimabedingte Mobilität, das heißt die Zusammenhänge 
zwischen Klimawandel und menschlicher Mobilität, sind 
komplex und hängen von sozioökonomischen Faktoren, Si-
cherheitsbelangen und politischen Rahmenbedingungen 
ab. Sie betreffen verschiedene Bevölkerungsgruppen in 
unterschiedlicher Weise. Auch die Mobilität nimmt je nach 
Situation diverse Formen an – von geplanter Umsiedlung 
als Anpassungsstrategie über temporäre und permanente 
Binnenmigration bis hin zur Vertreibung innerhalb eines 
Landes oder über Grenzen hinweg, etwa im Zusammen-
hang mit klimabezogenen Extremereignissen. Mitunter sind 
auch Gewaltkonflikte der Auslöser, die wiederum mindes-

tens teilweise durch klimabedingte Ressourcenverknap-
pung ausgelöst werden. So unterschiedlich Migrationsmus-
ter sind, so unstrittig ist, dass der Klimawandel zu einem 
der bedeutendsten Treiber von Migration geworden ist. Kli-
mabedingte Mobilität, insbesondere in Form von Flucht 
und Vertreibung, wird mit zunehmender globaler Erwär-
mung noch erheblich ansteigen (ebenda). Damit ist vor 
allem dann zu rechnen, wenn die sogenannten harten 
Grenzen der Anpassungsfähigkeit an Klimaveränderungen 
überschritten werden. Besonders betroffen sind laut IPCC 
vor allem arme Bevölkerungsgruppen und hier insbeson-
dere Frauen und Mädchen aufgrund ihrer mangelnden 
Kontrolle über Ressourcen, kultureller Normen und fehlen-
der Entscheidungsmacht. Oft migrieren männliche Haus-
haltsmitglieder auf der Suche nach besseren Einkommens-
möglichkeiten – und Frauen, Kinder und alte Menschen 
bleiben zurück, womit ihre Gefährdung weiter steigt. Eine 
weitere Gruppe, die der IPCC als besonders gefährdet ein-
stuft, sind Geflüchtete, die im Zuge von Konflikten oder 
(Klima-)Katastrophen innerhalb ihres Landes oder über 
Landesgrenzen hinweg migrieren mussten: Sie leben häufig 
in prekären Verhältnissen, die eigentlich nur vorübergehend 

sein sollten, aber für unbestimmte Zeit andauern. Oft be-
finden sich Flüchtlingslager in Regionen, die selbst hohen 
Klimarisiken ausgesetzt sind, zum Beispiel in Afrika, im 
Nahen Osten und Zentralasien. Dies erfordert externe 
Unterstützung. Geplante Umsiedlungen können dagegen 
Teil der Lösung sein und spielen deshalb in nationalen An-
passungsstrategien auch eine zunehmende Rolle 
(UNFCCC / WIM 2024).

Abbildung 1 zeigt die Bandbreite an Prognosen zu den 
künftigen Trends klimabedingter Migration: Die Zahlen 
zum Ausmaß von klimabedingter Migration variieren auf-
grund von Schwierigkeiten bei der Erfassung, der Abgren-
zung und der Vorhersage erheblich. Allein die Anzahl der 
infolge von Klimaextremen Binnenvertriebenen wird für 
das Jahr 2021 in einem Gutachten des deutschen Sachver-
ständigenrates für Integration und Migration (SVR 2023) 
auf 21,6 Millionen Menschen beziffert, wovon ein Großteil 
auf Asien entfällt. Als Treibder der Migration wirken sowohl 
plötzlich eintretende Extremereignisse (vor allem Stürme 
und Überschwemmungen) als auch langsam sich vollzie-
hende Klimaveränderungen und Sekundäreffekte (vor al-
lem Dürren, Hitze, Gletscherschmelze und Meeresspiegel-
anstieg). Im Jahr 2022 betrug etwa die Zahl der durch 
Dürren und Überschwemmungen Binnenvertriebenen allein 
in Afrika 7,4 Millionen Menschen (IDMC 2023). Insgesamt 
können knapp 60 Prozent der Binnenvertreibung weltweit 
ganz oder teilweise auf den Klimawandel zurückgeführt 
werden, wobei Stürme und Überschwemmungen die größ-
ten Treiber sind (SVR 2023).

Grenzüberschreitende Klimamobilität sowie geplante Um-
siedlungen spielen dagegen noch eine untergeordnete 
Rolle. Erstere sind in einzelnen Regionen wie dem östlichen 
und südlichen Afrika aber durchaus von großer Bedeutung, 
etwa mit Kenia und Südafrika als Zielländer. Geplante Um-
siedlungen beschränken sich bislang auf Pilotvorhaben, 
zum Beispiel in Fidschi, werden in den nächsten Jahren 
aber deutlich an Relevanz gewinnen. Insgesamt reichen die 
Schätzungen für klimabedingte Migration im Jahr 2050 auf 
143 Millionen bis 1,2 Milliarden Menschen, die meisten da-
von in Subsahara-Afrika. Inwieweit klimabedingte Migra-
tion eingedämmt werden kann, wird im Wesentlichen da-
von abhängen, ob Erfolge im Klimaschutz erzielt werden 
und ob es gelingt, Klimavulnerabilität und soziale Un-
gleichheit einzudämmen und nachhaltige Entwicklung zu 
fördern (ebenda).

Schätzungen zu künftigen Trends klimabedingter Migration
(nach SRZ 2023, S. 57)

1990 2000 2010 2020

300 Mio. bis 2050
Christian Aid 2007

1,4 Mrd. bis 2060
Geisler/Currens 2017

1,2 Mrd. bis 2050
Institute for Economics 

and Peace 2020

250 Mio. bis 2050
CARE Dänemark 2016

200–250 Mio. bis 2050
Biermann/Boas 2010

200 Mio. bis 2050
Friends of the Earth 2007

150–200 Mio. bis 2050
Stern 2007

78 Mio. bis 2030
Global Humanitarian Forum 2009

143 Mio. bis 2050
Groundswell-Bericht I 2018

216 Mio. bis 2050
Groundswell-Bericht II 2021

200 Mio. bis 2050
Myers 1997, 2002

150 Mio. bis 2050
Myers 1993

10 Mio.
Jacobson 1988

Abb. 1
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3.  
Völkerrechtliche Einordnung: 
Klimabedingte Migration und Menschenrechte

Menschen, die aufgrund des Klimawandels flüchten müs-
sen, stehen nicht unter dem direkten Schutz der Genfer 
Flüchtlingskonvention. Diese schützt lediglich Personen, 
die »aus der begründeten Furcht vor Verfolgung wegen 
ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen 
Überzeugung sich außerhalb des Landes befindet, dessen 
Staatsangehörigkeit sie besitzt« (UNHCR 1951). Die Chan-
cen, den im Jahr 1951 völkerrechtlich kodifizierten Schutz- 
und Rechtsstatus von Flüchtlingen in naher Zukunft auf 
Menschen auszuweiten, die vor Klimakatastrophen fliehen, 
sind gering. Grund hierfür ist eine breite politische Ableh-
nung, die sich aus unterschiedlichen Motiven speist. Weil 
Klimaflüchtlinge im völkerrechtlichen Sinne also keinen 
Flüchtlingsstatus genießen, besteht eine erhebliche 
Schutzlücke (Proelß 2018). Wenn allerdings Menschen, die 
durch extreme Klimaereignisse in Not geraten sind, die er-
forderliche Unterstützung aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu 
einer bestimmten ethnischen oder sozialen Gruppe verwei-
gert wird, kann das als Verfolgung gewertet und ihnen da-
mit ein Schutzanspruch im Sinne der Genfer Flüchtlings-
konvention zugebilligt werden (SVR 2023).

Bessere Ansatzpunkte zum Schutz der Rechte von Men-
schen, die der Klimawandel vertrieben hat und die deshalb 
in prekären Verhältnissen leben, bietet das UN-Menschen-
rechtsregime aufgrund der universellen Gültigkeit der Men-
schenrechte: Es besteht aus der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte (1948), den beiden Pakten über bürgerli-
che und politische sowie wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte (beide 1966), ebenso wie einer Reihe von Über-
einkommen, etwa zur Beseitigung jeder Form der 
Diskriminierung der Frau (1979) oder über die Rechte des 
Kindes (1989).3 Mit Menschenrechten geht die Pflicht der 
Staaten einher, diese Rechte zu respektieren, zu schützen 
und umzusetzen. Ist ein Staat nicht in der Lage, seinen 
Pflichten nachzukommen, ist die internationale Staatenge-
meinschaft gefordert, unterstützend tätig zu werden, bis 
die Rechte der Betroffenen verwirklicht sind.

Es besteht ein großes Risiko, dass der Klimawandel und 
seine Folgen viele Menschenrechte gefährden: etwa das 
Recht auf Leben infolge von Extremwetterereignissen, das 
Recht auf Gesundheit durch Hitzewellen, das Recht auf an-
gemessene Nahrung und Wasser durch Dürren, die Rechte 
auf Wohnraum und Bildung durch Überschwemmungen 
oder das Recht auf Selbstbestimmung, wenn Menschen 

ihre Heimat verlassen müssen, weil diese im Meer versinkt, 
wie dies mit einer ganzen Reihe von niedrig liegenden Atol-
len im Südpazifik bereits geschehen ist.

Infolge von klimabedingter Vertreibung können Migrant_
innen in prekäre Situationen geraten, in denen deren 
Grundrechte gefährdet oder verletzt werden, was staatliche 
Schutz- und Gewährleistungspflichten auslöst. Darüber hi-
naus haben Staaten die präventive Pflicht, Menschen durch 
eine menschenrechtsbasierte Klimaschutz- und Klima-
anpassungspolitik vor einer Verletzung ihrer elementaren 
Menschenrechte zu bewahren (human rights-based ap-
proach) (SVR 2023): Die Menschenrechtspakte verpflichten 
Staaten darauf, hierfür ein Maximum an verfügbaren Res-
sourcen einzusetzen und vorrangig die verwundbarsten 
Menschen zu unterstützen, so dass bei diesen die Einhal-
tung menschenrechtlicher Mindeststandards (Nahrung, 
Wasser, Gesundheit, Unterkunft etc.) gewährleistet ist. Dies 
bezieht Geflüchtete und Vertriebene mit ein. Neben mate-
riellen Mindeststandards umfasst die menschenrechtliche 
Gewährleistungspflicht die Einhaltung der fünf Menschen-

rechtsprinzipien: Teilhabe, Befähigung, Nichtdiskriminie-
rung, Transparenz und Rechenschaftspflicht (Hirsch 2019). 

Zusammengefasst lässt sich festhalten, dass der men-
schenrechtliche Bezugsrahmen die individuelle Schutz-
lücke in der eng gefassten Genfer Flüchtlingsdefinition für 
vom Klimawandel Vertriebene teilweise schließt, indem 
Mindeststandards definiert werden. Diese lassen sich auf 
klimabedingte Migrationsbewegungen anwenden (SVR 
2023). Besonders relevant ist aus migrationsrechtlicher Per-
spektive hierbei die menschenrechtlich begründete Stär-
kung des Prinzips der Nichtzurückweisung von Migrant_ 
innen (McAdam 2020).

Die Wahrung der Menschenrechte gerät durch den Klima-
wandel immer mehr unter Druck: Wie verbindlich men-
schenrechtliche Standards und Prinzipien handzuhaben 
sind, welche territorialen und extraterritorialen Staaten-
pflichten daraus folgen und ob und wie diese rechtlich 
durchgesetzt werden können, wird zunehmend von den 
UN-Menschenrechtsgremien (zum Beispiel dem Menschen-
rechtsrat), den UN-Hochkommissaren für Menschenrechte 
und für Flüchtlinge sowie von UN-Sonderberichterstatter_
innen (zum Beispiel für Menschenrechte und Klimawandel 
sowie für Menschenrechte von Flüchtlingen) diskutiert 
(siehe etwa United Nations 2024, 2023).

Weil die Angemessenheit der Klimapolitik angesichts des 
ungebremst fortschreitenden Klimawandels angezweifelt 
werden muss, klagen immer mehr Betroffene vor Gericht. 
Vorläufiger Höhepunkt war eine zweiwöchige Anhörung 
vor dem Internationalen Gerichtshof in Den Haag im De-
zember 2024, bei der klimabedingte Mobilität im Mittel-
punkt stand (Tabak 2024).

Angesichts der völkerrechtlichen Schutzlücke und der ge-
ringen Aussichten, diese durch eine Ausweitung robuster 
multilateraler Mandate auf UN-Ebene zu schließen, haben 
in den letzten 15 Jahren zwischenstaatliche politische Ini-
tiativen zur Lösungsfindung an Bedeutung gewonnen. Da-
bei ging es um so unterschiedliche Themen wie klimabe-
dingte Vertreibung innerhalb eines Landes und über 
Grenzen hinweg, freiwillige klimabedingte Migration, Um-
siedlung als Anpassungsstrategie sowie »trapped populati-
ons«, also die Immobilität trotz hoher Klimarisiken. Bei all 
diesen Themen stellt sich die Frage nach den menschen-
rechtlichen Schutz- und Gewährleistungspflichten nicht nur 
bezogen auf die Klima-Migrant_innen von heute, sondern 
auch zur Vermeidung und Steuerung künftiger Migrations-
bewegungen. Die völkerrechtlich kodifizierten menschen-
rechtlichen Anforderungen an staatliches Handeln gelten 
dabei nicht nur gegenüber der eigenen Bevölkerung, son-
dern – als sogenannte extraterritoriale Pflichten – auch im 
internationalen Kontext. Daraus ergibt sich die Frage, in-
wieweit sich die Staaten und insbesondere Deutschland in 
ihrem internationalen Engagement für die Steuerung und 
Bewältigung klimabedingter Mobilität von menschenrecht-
lichen Pflichten leiten lassen. Drei Beispiele sollen dies ver-
deutlichen:3 Mehr zu den völkerrechtlichen Grundlagen der Menschenrechte und einzelnen Abkommen siehe hier.

Der Fall Teitiota

Im Januar 2021 entschied der UN-Menschenrechtsrat 
im Fall des »Klimaflüchtlings« Ioane Teitiota, dass 
ohne nationale und internationale Bemühungen die 
Auswirkungen des Klimawandels zur Verletzung der 
Menschenrechte von Individuen führen können, die kli-
mabedingt migrieren müssen. Teitiota aus dem vom 
Untergang bedrohten pazifischen Inselstaat Kiribati 
hatte zuvor vergeblich in Neuseeland Asyl als »Klima-
flüchtling« beantragt. Ein neuseeländisches Gericht 
hatte die Zurückweisung damit begründet, dass Tei-
tiota nicht in unmittelbarer Lebensgefahr gewesen sei. 
Zwar bestätigte der Menschenrechtsrat die Ablehnung, 
macht aber auch klar, dass eine Zurückweisung ers-
tens nur dann rechtens ist, wenn der Aufnahmestaat 
sicher ausschließen kann, dass eine lebensbedrohliche 
Situation vorliegt (Non-Refoulment-Prinzip), und zwei-
tens alle Staaten verpflichtet sind, angemessene Maß-
nahmen gegen den Klimawandel sowohl national als 
auch international zu ergreifen (Alexandrova et al. 
2020).

Box 2

https://www.un.org/en/about-us/udhr/foundation-of-international-human-rights-law
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Auswirkungen des Klimawandels zur Verletzung der 
Menschenrechte von Individuen führen können, die kli-
mabedingt migrieren müssen. Teitiota aus dem vom 
Untergang bedrohten pazifischen Inselstaat Kiribati 
hatte zuvor vergeblich in Neuseeland Asyl als »Klima-
flüchtling« beantragt. Ein neuseeländisches Gericht 
hatte die Zurückweisung damit begründet, dass Tei-
tiota nicht in unmittelbarer Lebensgefahr gewesen sei. 
Zwar bestätigte der Menschenrechtsrat die Ablehnung, 
macht aber auch klar, dass eine Zurückweisung ers-
tens nur dann rechtens ist, wenn der Aufnahmestaat 
sicher ausschließen kann, dass eine lebensbedrohliche 
Situation vorliegt (Non-Refoulment-Prinzip), und zwei-
tens alle Staaten verpflichtet sind, angemessene Maß-
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auch international zu ergreifen (Alexandrova et al. 
2020).

Box 2

 Die Plattform zu katastrophenbedingter Ver-
treibung (↗ Platform on Disaster Displace-
ment) ging 2015 aus der sogenannten Nan-
sen-Initiative hervor. Sie basiert auf 
Freiwilligkeit und zielt mit verschiedenen Ins-

trumenten darauf ab, erzwungene Migration zu vermeiden, 
Katastrophenrisiken zu minimieren, legale Migration als 
Anpassungsstrategie zu nutzen, unvermeidbare Umsied-
lungen gut zu planen und umzusetzen sowie Schutzbe-
lange zu stärken (SVR 2023). Es ist damit der Versuch der 
besseren Verzahnung von Klima- und Migrationspolitik 
unter Wahrung menschenrechtlicher Standards. Deutsch-
land zählt seit Beginn der Initiative zu den größten Unter-
stützern. Die finanzielle Ausstattung liegt jedoch im niedri-
gen einstelligen Millionenbereich, was die Möglichkeiten 
der Plattform begrenzt.

 Ein zweites, ebenfalls unverbindliches zwischen-
staatliches Abkommen ist der 2018 von der UN-
Vollversammlung angenommene Globale Mig-
rationspakt (↗ Global Compact for Safe, Orderly 

and Regular Migration). Als Rahmenwerk formuliert dieser 
gemeinsame Leitlinien für die nationale und internationale 
Steuerung von Migration jenseits der Flüchtlingspolitik und 
ist damit auch auf klimabedingte Migration anwendbar. 
Der Schwerpunkt liegt auf Maßnahmen, die die Resilienz 
stärken, Fluchtursachen reduzieren und Bleibeoptionen im 
eigenen Land eröffnen. Wo dies nicht möglich ist, spricht 
sich der Globale Migrationspakt für Lösungen zunächst in 
den Nachbarländern aus, die durch frühzeitiges und ge-
meinsames zwischenstaatliches Handeln gefördert werden 
sollen. Deutschland unterstützt den Globalen Migrations-
pakt politisch und finanziell, insbesondere mit Blick auf die 
Umsetzung vor dem Hintergrund des Klimawandels (SVR 
2023).

 Ein dritter zwischenstaatlicher Ansatz ist die 
Forderung nach einem finanziellen Aus-
gleich für erlittene Schäden. Diesen verfol-
gen vor allem die ↗ Vulnerable 20 (V20), 

also die Finanzminister_innen der 70 Mitgliedstaaten des 
↗ Climate Vulnerable Forum (CVF), sowie viele Inselstaa-
ten, die besonders von klimabedingter Mobilität betroffe-
nen sind. Zum einen geschieht dies im Rahmen der 
Verhand lungen zur Reform des Internationalen Währungs-
fonds sowie der Weltbank mit der ↗ Accra- Marrakech-
Agenda der V20 und der ↗ Bridgetown-Initiative unter Füh-
rung von Barbados. Zum anderen setzen viele betroffene 
Staaten auf eine Doppelstrategie, bei der auch rechtliche 
Schritte eine Rolle spielen: Auf Grundlage des Verursacher-
prinzips fordern sie sowohl die finanzielle Kompensation 
für erlittene Schäden und Verluste als auch die verstärkte 
Unterstützung bei der Klimaanpassung, einschließlich 
planmäßiger Umsiedlungen. So ist es kein Zufall, dass die 
pazifischen Inselstaaten eine wichtige Rolle bei der ↗ An-
hörung des Internationalen Gerichtshofes im Dezember 
2024 in Den Haag spielten (PISFCC 2024). Mehr als 10.000 
Seiten Gutachten von 91 Staaten muss der Internationale 
Gerichtshof nun im bislang größten internationalen Ge-

https://disasterdisplacement.org/
https://disasterdisplacement.org/
https://www.iom.int/global-compact-migration
https://www.iom.int/global-compact-migration
https://www.v-20.org/
https://cvfv20.org/
https://www.v-20.org/
https://www.v-20.org/
https://www.bridgetown-initiative.org/
https://www.unisg.ch/de/newsroom/klimawandel-vor-gericht-wie-der-internationale-gerichtshof-igh-globale-verpflichtungen-neu-auslegt/
https://www.unisg.ch/de/newsroom/klimawandel-vor-gericht-wie-der-internationale-gerichtshof-igh-globale-verpflichtungen-neu-auslegt/
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richtsverfahren auswerten. Eine Resolution der UN-Gene-
ralversammlung hatte dieses Verfahren angestoßen und 
soll klären, welche völkerrechtlichen Verpflichtungen die 
Staaten im Kampf gegen den Klimawandel haben. Dabei 
geht es neben Entschädigungsfragen auch um mögliche 
Verpflichtungen zur schnelleren Emissionsminderung vor 
allem der großen Emittenten, nicht zuletzt um das Ausmaß 
künftiger klimabedingter Mobilität zudämmen. Damit ist 
ein direkter Bogen zu den Klimaverhandlungen geschlagen, 
bei denen klimabedingte Mobilität erst in den letzten Jah-
ren und gegen große Widerstände zum Thema geworden 
ist.
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4.  
Wachsende Relevanz: 
Migration und Klimapolitik

4 Die meisten der in diesem Abschnitt vorgestellten Beispiele waren Gegenstand von Veranstaltungen am Rande der COP29.

Bereits  1987  wies der damalige Präsident der Malediven, 
Maumoon Abdul Gayoom, beim Commonwealth-Gipfel in 
Vancouver auf die drohende Vertreibung seiner ganzen 
Nation durch den Meeresspiegelanstieg infolge des Klima-
wandels hin (Gabbatiss / Prater 2022). Vanuatu 
schlug  1991 , ein Jahr vor der Verabschiedung der Klima-
rahmenkonvention, einen internationalen Versicherungs-
mechanismus gegen klimabedingte Schäden und Verluste 
vor, hatte damit aber keinen Erfolg. Erst  2007  wurden kli-
mabedingte Schäden und Verluste erstmals in einer Ent-
scheidung der UNFCCC-Vertragsstaatenkonferenz (COP) er-
wähnt. Der Warsaw International Mechanism for loss and 
damage associated with climate change (WIM) wurde wie-
derum acht Jahre später,  2013 , gegründet. Im Pariser Ab-
kommen von  2015  verpflichteten sich die Staaten dann 
darauf, klimabedingte Schäden und Verluste zu vermeiden, 
zu minimieren und zu adressieren – jedoch mit einer Zu-
satzerklärung, dass damit keine Haftungsübernahme oder 
Schadensersatzansprüche verbunden sind. Unter anderem 
wurde in Paris beschlossen, im WIM eine Task Force zu kli-
mabedingter Vertreibung einzurichten (Task Force on Dis-
placement). Diese nahm im Jahr  2017  ihre Arbeit auf und 
besteht aus 14 Mitgliedern, die überwiegend aus Fachorga-
nisationen (unter anderem Platform on Disaster Displace-
ment und International Organisation for Migration) kom-
men oder Mitglieder des WIM Executive Committee 
beziehungsweise des UNFCCC Adaptation Committee sind. 
Sie tagen etwa zweimal jährlich und haben bislang vor al-
lem Informationen zu klimabedingter Mobilität gesammelt 
und Empfehlungen für den WIM entwickelt. Hervorzuheben 
ist hier der Technical Guide on Integrating Human Mobility 
and Climate Change Linkages into Relevant National Cli-
mate Change Planning Processes (UNFCCC / WIM  2024 ), 
der aufzeigt, wie klimabedingte Mobilität in nationalen An-
passungsplänen (National Adaptation Plans, NAP) berück-
sichtigt werden kann. NAPs sind das zentrale Instrument 
der Klimaanpassungsplanung. Alle Länder sollen diese 
bis  2025  erstellen und spätestens ab  2030  umsetzen. 
Die Task Force zu klima bedingter Vertreibung hat mit dem 
Technical Guide somit einen konkreten Beitrag geleistet, 
um Lösungen zu klimabedingter Migration im UNFCCC-
Prozess voranzubringen, indem Staaten geplante Umsied-
lungen als Mittel der Klimaanpassung in ihre NAPs aufneh-
men. Fachkonsultationen und die beratende Tätigkeit im 
WIM dienen zudem dazu, das Thema institutionell im Rah-
men der Umsetzung des Pariser Abkommens zu verankern. 

Hinzu kommt die enge Zusammenarbeit mit Fachorganisa-
tionen wie der IOM, die in ihrer Initiative Climate Mobility 
for NAPs etwa 30 Staaten bei der Integration klimabeding-
ter Mobilität in ihre NAPs technisch und finanziell unter-
stützt. Unter anderem haben bereits Äthiopien, Ecuador, 
die Marshall-Inseln und der Tschad geplante Umsiedlungen 
in ihre NAPs aufgenommen und Somalia strebt an, bis zu 
2,4 Millionen Menschen innerhalb des Landes umzusie-
deln. Andere Staaten haben entsprechende Programme auf 
subnationaler Ebene gestartet. So hat Nigeria den Lagos 
Climate Adaptation and Resilience Plan entwickelt, der dar-
auf abzielt, klimabedingte Binnenvertriebene, die in Lagos 
in prekären Verhältnissen leben, innerhalb der Stadt umzu-
siedeln und ihnen menschenwürdige Wohnverhältnisse zu 
bieten. In Fidschi und anderen Inselstaaten wurden die ers-
ten Gemeinden mit staatlicher Hilfe umgesiedelt, da ihre 
ursprünglichen Siedlungen durch den Meeresspiegelanstieg 
unbewohnbar geworden waren. In vielen anderen Staaten, 
die ebenfalls von flachen Atollen oder großen Flussdeltas 
geprägt sind – wie Papua-Neuguinea, Bangladesch oder 
Viet nam –, siedelten Menschen dagegen in Eigeninitiative 
oder mit Unterstützung durch Nichtregierungsorganisatio-
nen um. Ein Sonderfall ist der Inselstaat Tuvalu: Weil der 
Meeresspiegelanstieg alle seine Atolle bedroht und es im 
eigenen Land kaum Möglichkeiten zur Umsiedlung gibt, 
hat er ein Abkommen mit Australien geschlossen, das die 
Migration von 300 Personen pro Jahr erlaubt.

Diese Beispiele zeigen, welche Relevanz klimabedingte Mi-
gration bereits erlangt hat. Expert_innen rechnen in den 
nächsten Jahren mit einer weiteren Zunahme, vor allem 
bei der Umsiedlung ganzer Gemeinden. Auch die zahlrei-
chen Veranstaltungen zu diesen Themen am Rande der 
Klimakonferenzen der letzten Jahre spiegeln diesen Trend 
wider.4 Damit eine freiwillige Umsiedlung in Würde und 
unter Wahrung der Menschenrechte möglich ist, müssen 
verschiedene Bedingungen erfüllt sein. Die Auswertung 
früherer Umsiedlungen, wie zum Beispiel auf den 
Salomonen- Inseln, zeigt, dass diese weit über technische 
und logistische Aspekte hinausgehen: So sollte Community 
Leadership als Grundprinzip im gesamten Umsiedlungspro-
zess fest verankert werden. Dies beinhaltet die Wahrung 
der fünf Menschenrechtprinzipien Teilhabe, Befähigung, 
Nichtdiskriminierung, Transparenz und Rechenschafts-
pflicht. Für die Teilhabe ist zentral, im gesamten Umsied-
lungsprozess regelmäßige Konsultationen mit der gesam-
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ten Bevölkerung abzuhalten. Insbesondere Frauen, 
verschiedene Altersgruppen und vulnerable Gruppen wie 
Menschen mit Behinderung sollten gesondert befragt wer-
den, da ihre Migrationsbereitschaft meist sehr unterschied-
lich ausgeprägt ist. Wichtig sind auch eine gute Koordina-
tion der Umsiedlungen zwischen allen Beteiligten sowie 
technische und finanzielle Unterstützung. Auf internationa-
ler Ebene bestehen jedoch große Defizite bei der Koordina-
tion und noch mehr bei der finanziellen Unterstützung. 
Diese müssen unbedingt überwunden werden, um die 
menschenrechtliche Schutzlücke für viele Millionen Betrof-
fene zu schließen. Die Bereitstellung von Finanzmitteln im 
Rahmen der Klimafinanzierung ist daher der derzeit wich-
tigste Beitrag, den der UNFCCC-Prozess leisten muss, bis-
lang aber weitgehend schuldig geblieben ist.

Seit der COP23 in Bonn 2017, ausgerichtet von Fidschi, 
wurde der Ruf des Globalen Südens von Jahr zu Jahr lau-
ter: Er forderte, endlich auch finanzielle Mittel für die Ver-
meidung, Minderung und Bewältigung klimabedingter 
Schäden und Verluste, einschließlich erzwungener klimabe-
dingter Mobilität, bereitzustellen. Je länger jedoch die Fi-
nanzierung ausblieb, desto mehr rückte der Diskurs über 
Schäden und Verluste (loss and damage) ins Zentrum der 
Forderung nach Klimagerechtigkeit (climate justice). Im 
Jahr 2018 haben die Ergebnisse des 1,5-Grad-Berichts des 
IPCC diesen Trend noch verstärkt: Denn sie belegten, dass 
die Risiken des Klimawandels viel größer sind und schnel-
ler eintreten als bisher angenommen. Im Vorfeld der 
COP24 im Jahr 2018 in Katowice fasste der damalige Vor-
sitzende der Gruppe der Inselstaaten (AOSIS), Thoriq 
Ibrahim von den Malediven, die Stimmung so zusammen 
(Gabbatiss, J. / Prater, T. 2022): »Es wäre Selbstmord, wenn 
wir nicht jeden möglichen Hebel nutzen würden, um das zu 
erreichen, was nur recht und billig ist: finanzielle Unterstüt-
zung für die Bewältigung einer Krise, die über uns herein-
gebrochen ist.« Im Folgejahr wurde auf der COP25 in Mad-
rid jedoch nur ein weiteres technisches Beratungsnetzwerk 
zum Umgang mit Schäden und Verlusten gegründet – das 
Santiago Network on Loss and Damage. Auf der COP26 in 
Glasgow 2021 wurde dann endlich die Einrichtung eines Fi-
nanzierungsmechanismus beschlossen. Im Jahr 2024 war 
der Fund for responding to Loss and Damage (FRLD) for-
mell zwar eingerichtet, aber es wird wohl mindestens zwei 
bis drei weitere Jahre dauern, bis dieser operativ tätig wer-
den kann. Seit der ersten Forderung nach Kompensation 
klimabedingter Schäden und Verluste sind also rund 
50 Jahre vergangen – und noch immer ist offen, ob der 
FRLD in konkreten Fällen klimabedingter Migration finan-
zielle Unterstützung leisten wird. Unklar ist auch, ob es 
einen direkten Zugang zum FRLD für Vertriebene des Kli-
mawandels und andere Betroffene geben wird, wie die 
internationalen Zivilgesellschaft fordert. Deutschland sollte 
sich dafür auf der Grundlage menschenrechtlicher Prinzi-
pien einsetzen – auch weil menschenrechtliche Aspekte in 
der Debatte um den FRLD bislang kaum eine Rolle spielen.

Deshalb ist es richtig, dass UN-Menschenrechtsexpert_in-
nen bei der COP29 in Baku dazu aufgerufen haben, den 
Schutz der Menschenrechte im Kampf gegen den Klima-
wandel in den Mittelpunkt zu rücken. In der Stellungnahme 
von sieben UN-Sonderberichterstatter_innen und weiteren 
Menschenrechtsexpert_innen heißt es: »Wir fordern die 
Staaten (…) auf, ihren Verpflichtungen im Zusammenhang 
mit dem Klimawandel (…) nachzukommen, wie es (…) für 
den Schutz der Menschenrechte von wesentlicher Bedeu-
tung (ist). (…) Bei diesen Verhandlungen ist es notwendig, 
ausreichende Mittel zu mobilisieren, um den Bedürfnissen 
der am stärksten vom Klimawandel betroffenen Länder ge-
recht zu werden, die am wenigsten für ihn verantwortlich 
sind (…) und den direkten finanziellen Zugang (…) für indi-
gene Völker, Kleinbäuer_innen und Landarbeiter_innen, 
Afro-Nachkommen, Frauen und Kinder sowie von Armut 
betroffene Menschen (…), sicher zu stellen« (Morgera et al. 
2024).

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die interna-
tionale Klimapolitik noch keinen entscheidenden Beitrag 
zu einer menschenrechtskonformen Bewältigung klimabe-
dingter Migration geleistet hat. Stattdessen haben sich die 
großen Verursacherstaaten des Klimawandels bis vor Kur-
zem darauf konzentriert, die Forderungen der betroffenen 
Staaten nach finanzieller Unterstützung abzuwehren, vor 
allem aus Angst vor Regressforderungen. Die weltweit stei-
gende Zahl von Gerichtsverfahren (siehe Sabin Center for 
Climate Change Law 2024) zeigt aber, dass diese Vermei-
dungsstrategie letztlich nicht aufgeht. Denn: Klimabe-
dingte Migration wird weiter zunehmen; und es liegt im In-
teresse aller, vor allem aber im Recht der Betroffenen, 
dafür Lösungen zu finden.

https://social.desa.un.org/sites/default/files/n2402949%20EN_0.pdf
https://social.desa.un.org/sites/default/files/n2402949%20EN_0.pdf
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5.  
Dringender Bedarf vor Ort: 
Schutzlücken schließen

Bei allen Unterschieden zwischen den Weltregionen waren 
sich die Teilnehmenden der Konsultationen in einem Punkt 
einig: Weder das Bleiberecht noch das Recht auf Mobilität 
in Würde sind auch nur annähernd gewährleistet. Vielmehr 
steigen die Risiken, durch den Klimawandel die eigene Le-
bensgrundlage und den Zugang zu Ressourcen zu verlieren 
und deshalb zur Migration gezwungen zu werden. Risiko-
mindernde Anpassungsmaßnahmen werden nicht oder nur 
unzureichend ergriffen, worunter vor allem die am stärks-
ten gefährdeten Bevölkerungsgruppen leiden. Wenn Men-
schen wegen der unmittelbaren Gefährdung ihres Rechts 
auf Leben, Gesundheit, Nahrung oder Wasser ihre Heimat 
zeitweise oder dauerhaft verlassen müssen und damit ihr 
Bleiberecht verlieren, handelt es sich faktisch um eine Ver-
treibung durch den Klimawandel. Dem Trauma der Vertrei-
bung folgen häufig entwürdigende Erfahrungen während 
der Flucht, da rechtlicher und politischer Schutz sowie 
Unterstützung durch die Behörden weitgehend fehlen. 
Menschen, die innerhalb ihres Landes vertrieben werden, 
sind einem hohen Risiko ausgesetzt, von einer prekären Si-
tuation in die nächste zu geraten, diskriminiert zu werden 
und keine Unterstützung zu erhalten. Menschen, die Gren-
zen überqueren wollen, haben trotz der Bemühungen um 
regionale Freizügigkeitsregelungen kaum legale Migra-
tionsoptionen und das Risiko der Kriminalisierung ist hoch.

Dass die Schutzlücke so groß ist, liegt auch daran, dass auf 
allen Ebenen wenig fundiertes Wissen und kaum Daten zu 
klimabedingter Mobilität vorliegen. Zudem fehlen vor Ort 
oftmals die Ressourcen für eine erfolgreiche Klimaanpas-
sung, was unfreiwillige Migration begünstigt. Darunter lei-
den sowohl diejenigen, die ihre Heimat temporär oder 
dauerhaft verlassen müssen, als auch diejenigen, die zu-
rückbleiben müssen, weil ihnen die Mittel oder die Fähig-
keiten zur Migration fehlen. Zudem gibt es einen Mangel 
an Wissen über die Auswirkungen auf Gemeinschaften, die 
Vertriebene aufnehmen. Frühwarnsysteme sowie Anpas-
sungsprogramme, einschließlich solcher, die auf indigenem 
und lokalem Wissen aufbauen, könnten dazu beitragen, 
den Schutz zu verbessern und den Migrationsdruck zu min-
dern. Dafür müssten betroffene Gemeinschaften jedoch 
viel stärker in die Wissensermittlung, Planung und Ent-
scheidungsfindung einbezogen werden. Wo dies geschieht, 
wächst die Resilienz, die sich wiederum positiv auf das 
physische, soziale und emotionale Wohlbefinden auswirkt. 
Die Beteiligung von Betroffenen ist vor allem dann un-
erlässlich, wenn aufgrund irreversibler Folgen des Klima-

5 Weitere Informationen zu den Konsultationen finden Sie ↗ hier. Siehe auch den eigenen Kasten im Literaturverzeichnis.

wandels Umsiedlungen in den Mittelpunkt von Anpas-
sungsstrategien rücken, wie etwa im Falle von 
Gemeinschaften in Küstenregionen. Umsiedlungen erfor-
dern jedoch neben dem politischen Willen und geeigneten 
rechtlichen Rahmenbedingungen auch erhebliche finan-
zielle Mittel. Zu deren Bereitstellung, so ein weiteres Kon-
sultationsergebnis, muss die internationale Gemeinschaft 
beitragen, was bislang aber kaum geschieht. So bleiben die 
Betroffenen meist sich selbst überlassen, und geplante 
Umsiedlungsmaßnahmen scheitern in vielen Fällen. Die 
Gründe sind vielfältig: Neben den Ressourcen fehlt es an 
partizipativen Planungsprozessen, die auch den Bedarf an 
Infrastruktur, Erwerbsmöglichkeiten sowie sozialem Mitein-
ander am neuen Wohnort berücksichtigen. Zudem er-
schweren unsichere Landrechte und Besitzverhältnisse vie-
len Vertriebenen das Einleben in ihre neuen Umgebung, so 
dass sie erneut einem hohen Vertreibungsrisiko ausgesetzt 
sind. Kommt dann noch ein harter Wettbewerb um Wasser 
oder andere Ressourcen hinzu, ist das Konfliktrisiko nahezu 
vorprogrammiert.

Das CMDP/FES Projekt

2023 veranstaltete die Climate Migration & Displace-
ment Platform, die seit 2018 zu klimabedingter Migra-
tion arbeitet, gemeinsam mit der Friedrich-Ebert- 
Stiftung vier regionale Konsultationen zu Klimawan-
del, menschlicher Mobilität und Menschenrechten.5 An 
diesen nahmen über 100 Personen aus Zivilgesell-
schaft, Wissenschaft und betroffenen Gemeinden aus 
Afrika, Lateinamerika, dem Pazifikraum und Südost-
asien teil. Die FES organisierte eine weitere Konsulta-
tion in Georgien, die die Zusammenhänge zwischen 
Klimawandel und Mobilitätsverhalten, die Identifizie-
rung der am stärksten gefährdeten Gruppen sowie 
spezifischer Menschenrechtsverletzungen und recht-
iche sowie politische Praktiken im Kontext klimabe-
dingter Migration thematisierte. Nach den Konsulta-
tionen nahmen Delegierte aus jeder Region an den 
UNFCCC-Klimaverhandlungen in Bonn (SB58) und an 
der 53. Tagung des Menschenrechtsrats in Genf teil. 
Dort präsentierten sie die Ergebnisse ihrer Gespräche 
und warben für ihre Vorschläge, um Schutzlücken zu 
schließen und den Bedürfnissen der Betroffenen besser 
gerecht zu werden.

Box 3

https://www.fes.de/en/stiftung/international-work/articles-international-work/von-lokal-zu-global-stimmen-zu-klimawandel-und-migration
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Das klimabedingte Mobilitätsverhalten kann je nach Perso-
nengruppe und Region ganz unterschiedlich aussehen. 
Wenn der Klimawandel Erwerbsgrundlagen zerstört, mig-
rieren häufig zunächst junge Männer auf der Suche nach 
Arbeit, während Frauen, Kinder und alte Menschen zurück-
bleiben und weiterhin Klimarisiken und Ressourcenkonflik-
ten ausgesetzt sind. Zu einer dauerhaften Migration der 
gesamten Gemeinschaft kommt es vor allem dann, wenn 
die Klimarisiken sehr massiv und unmittelbar existenzbe-
drohend sind, also die Grenzen der Anpassungsfähigkeit 
überschritten werden. Menschen, die in extremen Lebens-
räumen wohnen, etwa am Rande von Wüsten, in Hochge-
birgen oder auf kleinen Inseln, sind hier besonders gefähr-
det, aber auch sehr dicht besiedelte Gebiete wie große 
Flussdeltas können besonders klimaanfällig sein.

Klimabedingte Mobilität, ob erzwungen oder freiwillig, 
geht häufig mit gravierenden Menschenrechtsverletzungen 
einher. Diese zu vermeiden und die Betroffenen zu schüt-
zen, ist die elementare Pflicht aller Staaten. In den Her-
kunfts- und primären Zielregionen klimabedingter Mobili-
tät, die vor allem im Globalen Süden liegen, betrifft das 
nicht nur die Migrations- und Klimapolitik, sondern auch 
ländliche und städtische Entwicklung, Katastrophenschutz 
und Arbeitsmarktpolitik. Auch in der internationalen Zu-
sammenarbeit muss die Politik den Willen zur Kooperation 
aufbringen, Ressourcen bereitstellen und die zahlreichen 
Lücken in Gesetzen und Programmen zum Schutz von Kli-
mamigrant_innen schließen. Der globale Finanzierungsbe-
darf ist erheblich und nur solidarisches Handeln und eine 
verstärkte Anwendung des Verursacherprinzips kann ihn 
decken. Weder das auf der COP29 in Baku beschlossene 
Klimafinanzierungsziel noch die bislang mobilisierten Mit-
tel des neuen Fonds für die Bewältigung klimabedingter 
Schäden und Verluste reichen hierfür aus. Unklar ist auch, 
wie und in welchem Umfang die Klimafinanzierung zur Be-
wältigung klimabedingter Migration eingesetzt werden 
kann. Mit Blick auf die noch ausstehenden Beschlüsse zur 
Umsetzung des Fund for responding to Loss and Damage 
(FRLD) ist es wichtig, Klimamigrant_innen einen direkten 
Zugang zu den Geldern zu ermöglichen. Während in Afrika 
und im Pazifikraum grenzüberschreitende Rahmenbedin-
gungen für Klimamobilität zumindest entwickelt werden, 
hinkt die nationale Umsetzung in vielen Ländern noch hin-
terher. Der Zugang zum FRLD könnte hier beschleunigend 
wirken.

Bislang handeln Staaten im Zusammenhang mit klimabe-
dingter Mobilität viel zu selten präventiv, so dass Mobilität 
meist in Form von Vertreibung erfolgt. Vermeidbare Men-
schenrechtsverletzungen und erhöhte klimabedingte Schä-
den sind die Folge. Eine bessere Anpassungsfinanzierung 
könnte dem entgegenwirken und die Wahrung des Bleibe-
rechtes stärken.

Forderungen aus den Konsul-
tationen des CMDP/FES Projekts

1. Höhere Investitionen in die Forschung zu klima-
bedingter Mobilität

2. Mehr internationale Unterstützung bei der Klima-
anpassung

3. Stärkere Beteiligung gefährdeter Gruppen bei der 
Planung und Umsetzung mobilitätsbezogener 
Maßnahmen

4. Stärkung der Landrechte Betroffener

5. Besserer Schutz von Klimamigrant_innen.

Box 4
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6.  
Folgerungen und Empfehlungen

Klimabedingte Mobilität in all ihren Formen ist das, was 
der Name sagt: klimabedingt. Damit wird sie zum Gegen-
stand der Klimapolitik und muss auch dort adressiert wer-
den. Dies muss in einer rechtssicheren Form geschehen: 
Diese sollte nicht nur den menschenrechtlichen Verpflich-
tungen Deutschlands entsprechen, sondern auch den völ-
kerrechtlichen Verpflichtungen im Bereich Flüchtlinge und 
Migration sowie allen thematisch relevanten zwischen-
staatlichen Verträgen und Abkommen.

Ausgehend von diesen Anforderungen lassen sich einfache, 
aber handlungsleitende Bedingungen entwickeln. Um kli-
mabedingte Migration im engeren und Mobilität im weite-
ren Sinne politisch gut zu steuern und im Interesse aller 
Beteiligten zu bewältigen, sind folgende Anforderungen 
wichtig:

Kohärenter Ansatz: Es braucht einen politikfeldübergrei-
fenden, kohärenten und rechtebasierten Ansatz zu klima-
bedingter Mobilität. Dieser sollte rechtlich abgesichert sein, 
über die erforderlichen finanziellen und personellen Res-
sourcen verfügen und wirkungsorientiert umgesetzt wer-
den.

Langfristige Strategien: Strategien und Instrumente soll-
ten sich nicht nur am kurzfristigen Handlungsbedarf der 
Migrationssteuerung orientieren, sondern auch langfristige 
Erfordernisse berücksichtigen und möglichst präventiv aus-
gerichtet sein.

Einbindung betroffener Gruppen: Die von klimabedingter 
Migration betroffenen oder gefährdeten Personengruppen 
und lokale Gemeinschaften sollten in Planungs- und Ent-
scheidungsprozesse eingebunden werden, damit ihre spezi-
fischen Rechte, Bedürfnisse und Fähigkeiten angemessen 
berücksichtigt werden. Dies ist insbesondere bei lokaler 
Klima anpassung, geplanten Umsiedlungsmaßnahmen, 
Entschädigungsansprüchen, Landrechtsfragen sowie Be-
schwerdeverfahren bei der Verletzung von elementaren 
Rechten von zentraler Bedeutung.

Wissensaufbau: Das Wissen und das Verständnis zu kli-
mabedingter Mobilität sollten unter Beteiligung von Ex-
pert_innen aus den betroffenen Ländern erweitert und auf 
eine gemeinsame Basis gestellt werden.

Die Bundesregierung und der Bundestag sollten diese An-
forderungen zur Grundlage ihrer Politik machen und sich 
auch gegenüber anderen Staaten dafür einsetzen. Ziel 

muss sein, unfreiwillige klimabedingte Migration möglichst 
zu vermeiden, geplante Umsiedlungen einvernehmlich und 
unter Wahrung der Rechte der Betroffenen umzusetzen 
und allen klimabedingt migrierenden Menschen eine Mobi-
lität in Würde und unter Wahrung ihrer Menschenrechte zu 
ermöglichen.

Aus der Tatsache, dass ein Großteil der klimabedingten 
Mobilität als Binnenmigration oder als grenzüberschrei-
tende Migration in die Nachbarländer stattfindet – 
Deutschland bislang also nur in geringem Maße das Ziel 
klimabedingter Migration ist –, kann keineswegs geschlos-
sen werden, dass Deutschland nur begrenzte Pflichten 
hätte. Völkerrechtlich ist in den Menschenrechtspakten klar 
geregelt, dass die internationale Staatengemeinschaft zur 
Hilfe verpflichtet ist, wenn Staaten den Schutz der Men-
schenrechte auf ihrem Territorium nicht gewährleisten kön-
nen und andere Staaten um Unterstützung bitten. Auch 
das Pariser Abkommen setzt auf internationale Koopera-
tion. Dazu gehört die finanzielle Unterstützung des Globa-
len Südens beim Erreichen der Klimaziele durch den Globa-
len Norden und andere finanzstarke Staaten.

Welche konkreten Beiträge sollte Deutschland also zur Ver-
meidung, guten Steuerung und menschenrechtsbasierten 
Ausgestaltung von klimabedingter Mobilität und Migration 
leisten? Aus den vorangegangenen Analysen in diesem Po-
licy Brief lassen sich konkrete Empfehlungen für Deutsch-
land auf vier Handlungsebenen ableiten: (1) internationale 
Klimapolitik und Klimafinanzierung, (2) internationale 
Menschenrechts- und Migrationspolitik, (3) deutsche 
Flüchtlings- und Migrationspolitik sowie (4) Forschungsför-
derung, Wissensvermittlung und Kapazitätsaufbau.

(1) Internationale Klimapolitik: Mehr Finanzmittel für 
die Vermeidung klimabedingter Vertreibung durch Kli-
maschutz und Anpassung sowie eine rechtebasierte 
Steuerung klimabedingter Mobilität

Im Bundeshaushalt 2025 sollten mindestens sechs Milliar-
den Euro zur Erfüllung der internationalen Zusagen bereit-
gestellt und zudem verstärkt Eigenmittel der KfW Banken-
gruppe für die Klimafinanzierung mobilisiert werden. 
Mindestens 50 Prozent dieser Mittel sollten in die Klimaan-
passung und die Bewältigung klimabedingter Schäden und 
Verluste fließen. Außerdem sollten die Gelder dafür ge-
nutzt werden, die Wirkungsorientierung zu verbessern, prä-
ventive Maßnahmen zur Risikominderung sowie Frühwarn-
systeme zu fördern und Zugangsbarrieren für verletzliche 



16 Friedrich-Ebert-Stiftung e. V.

Staaten und Personengruppen zu senken. Spezielle Finan-
zierungsprogramme zur Förderung der lokalen Klimaresi-
lienz sowie der klimabedingten Mobilität gefährdeter Grup-
pen, einschließlich Frauen, Kinder sowie indigener und 
traditioneller Gemeinschaften, sind dabei ein wichtiger 
Baustein und sollten sich auf rechtebasierte Lösungen kon-
zentrieren. Wo unvermeidbar, sollten Umsiedlungen in en-
ger Abstimmung mit den Betroffenen im Rahmen der na-
tionalen Anpassungsplanung erfolgen und von 
Deutschland gefördert werden. Deutschland sollte den 
Fund for responding to Loss and Damage finanziell aufsto-
cken und mandatieren, um klimabedingte Mobilität in 
Würde zu ermöglichen. Die Bundesregierung sollte zudem 
eine bedarfsgerechte finanzielle Unterstützung der Geber-
länder organisieren, damit die WIM Task Force on Displace-
ment sowie das Santiago Network for Loss and Damage zu-
sammen mit den UN-Fachorganisationen rechtebasierte 
Leitlinien für alle Dimensionen klimabedingter Mobilität 
entwickeln und Staaten bei deren Umsetzung beraten kön-
nen.

(2) Förderung der Beteiligungsrechte sowie menschen-
rechtlicher und humanitärer Initiativen zum Schutz von 
Betroffenen klimabedingter Mobilität

Klimabedingte Mobilität findet weitgehend ungeregelt, 
spontan und anlassbezogen statt, was sowohl die betroffe-
nen Menschen als auch viele Staaten vor große Probleme 
stellt. Vor diesem Hintergrund sollte Deutschland den Auf- 
und Ausbau von rechtebasierten migrationspolitischen 
Rahmenabkommen und Krisenreaktionskapazitäten auf 
nationaler, regionaler und multilateraler Ebene unterstüt-
zen. Der Schwerpunkt sollte dabei auf vorausschauenden 
und vorbereitenden Maßnahmen liegen, so dass bei dro-
henden klimabedingten Schäden und Verlusten handlungs-
fähige Strukturen, Krisenpläne und Ressourcen bereitste-
hen. So kann sichergestellt werden, dass auch bei 
klimabedingter Massenvertreibung die elementaren Men-
schenrechte gewahrt bleiben. Langfristig könnte so ein 
Netzwerk aus rechtebasierten globalen Richtlinien für kli-
mabedingte Mobilität sowie lokalen und regionalen Lö-
sungsansätzen entstehen. Globale Plattformen zu Klima, 
Katastrophenschutz und Migration, wie das Pariser Abkom-
men, das Sendai-Rahmenabkommen für Katastrophenvor-
sorge und der Globale Migrationspakt, sollten hierbei insti-
tutionell enger verzahnt und zu Kooperation und Kohärenz 
angehalten werden. Darüber hinaus gilt es, die Betroffenen 
und ihre Interessensvertretungen viel stärker als bislang 
einzubeziehen, um zu gemeinsamen Lösungen zu kom-
men. Deutschland, das aufgrund seines langjährigen Enga-
gements in der internationalen Klima-, Menschenrechts- 
und Migrationspolitik über ein beträchtliches 
außenpolitisches Gewicht verfügt, sollte hier eine Vorreiter-
rolle übernehmen. Dies kann auch durch bi- und plurilate-
rale Partnerschaften geschehen und würde nicht zuletzt 
das Ansehen von Deutschland in der Welt stärken.

(3) Deutsche Flüchtlings- und Migrationspolitik: Klima-
Pass, Klima-Card und Klima-Arbeitsvisum einführen

In der deutschen Flüchtlings- und Migrationspolitik ist der 
Klimawandel bislang ein blinder Fleck und es gibt keine 
spezifischen Instrumente für klimabedingte Mobilität. Die 
Migrationsdebatte birgt somit ein weiteres Risiko, aber Ab-
hilfe ist möglich. Deutschland sollte den Vorschlägen des 
Wissenschaftlichen Beirats für Globale Umweltveränderun-
gen (2018) und des SVR (2023) folgend drei neue Instru-
mente einführen:

 → »Klimaflüchtlingen« aus Staaten wie Kiribati oder 
Tuvalu, die klimabedingt ihr Territorium verlieren, sollte 
ein Klima-Pass ausgestellt werden, der ihnen ein dauer-
haftes Aufenthaltsrecht einräumt.

 → Eine Klima-Card könnte als humanitäre Lösung für 
Kontingentflüchtlinge aus Ländern konzipiert werden, 
die unter klimabedingten Zerstörungen (zum Beispiel 
durch Dürre oder Überschwemmungen) leiden. Diese 
Karte würde den Betroffenen ein temporäres Aufent-
haltsrecht gewähren, bis eine Rückkehr in ihre Heimat 
möglich ist. Unterstützung beim Wiederaufbau könnte 
diese Initiative ergänzen.

 → Ein Klima-Arbeitsvisum könnte nach dem Vorbild der 
Westbalkan-Regelung die reguläre Arbeitsmigration für 
ein bestimmtes Kontingent an Menschen aus Ländern 
mit schweren Klimaschäden erleichtern und sich dabei 
an den Bedarfen des deutschen Arbeitsmarktes orientie-
ren.

(4) Forschungsförderung, Wissensvermittlung 
und Kapazitätsausbau zu klimabedingter Mobilität

Ein besseres Verständnis der komplexen Zusammenhänge 
zwischen Klimawandel, Mobilität und Menschenrechten ist 
eine unverzichtbare Grundlage für rechtebasiertes und wir-
kungsvolles Handeln. Dies gilt sowohl für die Herkunfts- 
als auch für die Zielländer. Das Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung sollte ein Forschungsprogramm 
auflegen und den Aufbau einer Datenbank unterstützen, 
um Trends und regionale Entwicklungen besser zu verste-
hen und früher zu prognostizieren. Das Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung wie-
derum sollte den Aufbau von Kapazitäten im Globalen Sü-
den fördern. Dazu gehört die Unterstützung einschlägiger 
Forschungs- und Beratungsinstitutionen vor Ort, die beson-
dere Berücksichtigung von Gender-Aspekten sowie die be-
rufliche Bildung von Klimamigrant_innen.
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Über den Autor

Thomas Hirsch ist Diplom-Geograph und arbeitet als 
Politik berater. 2014 hat er Climate & Development Advice 
gegründet, eine Denkwerkstatt für Themen an der Schnitt-
stelle von Klima, Entwicklung und Menschenrechten. Zuvor 
war er jahrzehntelang für Nichtregierungsorganisationen 
tätig, davon acht Jahre für eine internationale Menschen-
rechtsorganisation.

Dieser Policy Brief basiert auf den Ergebnissen des Projek-
tes »Human Rights in the context of migration and climate 
crisis«, das die Friedrich-Ebert-Stiftung 2023 in Kooperation 
mit der Climate, Migration & Displacement Platform 
(CMDP) durchgeführt hat. Weit über 100 lokale Expert_ 
innen aus allen Kontinenten haben an dem Projekt mit-
gewirkt: Sie tauschten sich über ihre Erfahrungen mit 
klima bedingter Mobilität aus und diskutierten Perspektiven 
sowie Lösungsansätze. Neben den Ergebnissen dieser Ge-
spräche enthält der Policy Brief auch kurze Analysen zum 
Umgang mit klimabedingter Migration in der aktuellen 
Migrations-, Menschenrechts- und Klimapolitik sowie Emp-
fehlungen, wie bestehende Schutzlücken geschlossen wer-
den können.



Erst klimavertrieben, dann rechtlos?

 →
Der Klimawandel ist zu einem der 
wichtigsten Treiber von Migration ge-
worden. Prognosen gehen davon aus, 
dass er bis zum Jahr 2050 zwischen 
140 Millionen und 1,2 Milliarden 
Menschen zur Migration zwingen 
könnte.

 →
»Klimaflüchtlinge« genießen keinen 
Flüchtlingsstatus und auch der Schutz 
ihrer Menschenrechte ist oft nicht ge-
währleistet. Es bedarf größerer An-
strengungen, um das »Recht zu blei-
ben« und das Recht auf Mobilität in 
Würde durchzusetzen. Dabei müssen 
die Betroffenen eine zentrale Rolle 
spielen.

 →
Deutschland sollte in vier Bereichen 
einen Beitrag leisten: (1) Mehr Mittel 
für den Klimaschutz, um klima-
bedingte Vertreibung zu vermeiden; 
(2) Stärkung von Beteiligungs rechten 
sowie menschenrechtlichen und hu-
manitären Initiativen; (3) Einführung 
eines Klima-Passes, einer Klima-Card 
und eines Klima- Arbeitsvisums; sowie 
(4) For schungsförderung, Wissensver-
mittlung und Kapazitätsausbau zu 
klima bedingter Mobilität.

Weitere Informationen zum Thema erhalten Sie hier:
↗ fes.de

https://www.fes.de
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